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Mitteilungsblatt der Gauwirtschaftskammer Oberrhein fVerlag C . F . Müller , Karlsruhe ( Bade n ) , Ritfersfraße 1 V Nr. 3 24 . Jahrgang
15 . Februar 1944

Arbeitsbuch, und Arbeitskartefür Ausländer.
A. Arbeitsbuch für Ausländer.

Seither waren die im Reichsgebiet als Arbeiter oder Ange¬stellte eingesetzten Ausländer entweder im Besitze eines Arbeits¬buches bzw . einer Ersatzkarte für Reichsdeutsche , oder siewaren , wie die Arbeitskräfte aus den besetzten altsowjetrussi¬schen Gebieten , arbeitsbuchfrei . Der Masseneinsatz ausländi¬scher Arbeitskräfte führte zur Erkentnis , daß einen lückenloseKontrolle über diese Fremdarbeiter und die planmäßige Lenkungihres Arbeitseinsatzes eine einheitliche arbeitsbuehmäßige unddamit arbeitskarteimäßige Erfassung erfordert . Der General¬bevollmächtigte für den Arbeitseinsatz hat deshalb mit Ver¬ordnung vom 1 . 5 . 1943 (RGBl . I S . 277 ) die Einführungeines Arbeitsbuches für Ausländer verfügt . Die kriegs - ,bedingten Erschwernisse und die mit der Ausstellung der Ar¬beitsbücher verbundene umfangreiche Verwaltungsarbeit hatdie Ausgabe verzögert . Sie wird voraussichtlich in den erstenMonaten des neuen Jahres erfolgen können .Die Unternehmer werden die Einführung dieses Ausländer -Arbeitsbuches begrüßen , weil es ein wertvolles Hilfsmittel dar¬stellt für den berufsrichtigen Einsatz der ausländischen Arbeiteroder Angestellten und den Arbeitsvertragsbruoh erschwert..Ausländer , die nicht im Besitze eines Arbeitsbuches sind , unter¬liegen künftighin einer sorgfältigen arbeitseinsatzmäßigen Über¬prüfung durch die Arbeitsämter , bevor sie beschäftigt werdendürfen . Durch die zentrale Erfassung aller ins Reichsgebiethereinkommenden Ausländer in einer Ausländerhaupt -kartei unterliegt der Arbeitseinsatz jedes einzelnen Fremd¬arbeiters einer ständigen Kontrolle . Die ungeordnete Aufnahmeeiner Arbeitstätigkeit wird dadurch erschwert .Der Arbeitsbuchpflicht unterliegen alle im Reichs¬gebiet eingesetzten ausländischen Arbeitskräfte (einschließlichder Schutzangeliörigen , Staatenlosen und Personen mit unge¬klärter Staatsangehörigkeit ) ohne Rücksicht auf dasLebensalter . Kriegsgefangene sind nicht arbeitsbuchpflichtig .Volksdeutsche Umsiedler und als wiedereindeutschungsfähiganerkannte Personen werden wie Reichsdeutsche behandelt underhalten deshalb das Arbeitsbuch für Ausländer nicht . AuchElsässer , Lothringer und Luxemburger sowie die Angehörigendes Protektorats Böhmen und Mähren erhalten das Arbeitsbuchfür Reichsdeutsche . Dagegen werden Volksdeutsche (Deutsch -Htämmige mit ausländischer Staatszugehörigkeit ) arbeitsbuch¬mäßig als Ausländer behandelt . Die Erfassung der bereits imReichsgebiet beschäftigten Ausländer erfolgt auf Grund vonFeststellungsbogen . In den letzten Monaten haben die neu insReich hereingekommenen Ausländer das Arbeitsbuch für Aus¬länder bereits erhalten , so daß sich eine gewisse Praxis schonergeben haben dürfte . Das Arbeitsbuch für Ausländerwird von Amts wegen ausgestellt , einer Antragstel -lung bedarf es also nicht .
In seiner Ausgestaltung unterscheidet sich das Ausländer -Arbeitsbuch in vielen Punkten vom Arlieitsbueh für Reichs¬deutsche . Durch die grüne Farbe des Umschlagdeckels ist esschon äußerlich erkennbar . Ein wesentlicher Bestandteil ist dasauf Seite 2 anzubringende Lichtbild , das auf der Rückseite diePersonalien und die Arlieitsbuc.hnummev enthält . Arbeitsbücherohne Lichtbild dürfen nicht uusgegeben werden . Sämtliche bis¬herigen Beschäftigungsverhältnisse im Reich werden Itei derAusstellung des Arbeitsbuches nachgetragen , so daß der Unter¬nehmer sich über Art und Datier dds Einsatzes ausreichendunterrichten kann . Das Arbeitsbuch enthält ferner Baum fürdie Festhaltung der ärztlichen Untersuchungen vor und nachder Arbeitsaufnahme im Reichsgebiet .Die ausgestellten Arbeitsbücher werden nicht den Ausländem ,sondern dem Unternehmer übergeben , der sie für die Dauer des

Besehäftigungsverhnltnisses führt und sorgfältig aufbewahrt .Vach Auflösung des Arbeitsverhähnisses wird das Ausländer -Arbeitsbuch nicht dem Ausländer , sondern dem Arbeitsamtunmittelbar übergeben , das im Falle der Umsetzung das Ar¬beitsbuch dem neuen Unternehmer zuleitet oder das Arbeitsbuchin Verwahrung nimmt , wenn der Fremdarbeiter in seine Heimatzurückkehrt . Das Arbeitsbuch für Ausländer darf in keinemFalle mit . ins .Ausland genommen werden . Dieses Verbot giltauch bei Urlaubsreisen .Der Unternehmer hat bei der Führung des Arbeits¬buches für Ausländer die gleichen Vorschriften zu beachten ,die für das Arbeitsbuch für Reichsdeutsche gelten . Seine Ein¬tragungen umfassen Name und Sitz des Unternehmers . Art desUnternehmens oder der betreffenden Abteilung , Tag des Be¬ginns und die genaue Art der Beschäftigung , Wohnungsänderung«es Beschäftigten , Änderungen in der Art der Beschäftigung undTag ihrer Beendigung . Die Aufnahme der Beschäftigung undihre Beendigung werden vom Arbeitsamt in einer besonderenSpalte durch einen Stempelaufdruck bestätigt . Damit ist zu¬gleich die Beschäftigungsgenehmigung erteilt . Die Eintragungenim Arbeitsbuch sind in lateinischer Schrift vorzunehmen .Wird | ein Ausländer gleichzeitig bei verschiedenenUnternehmern beschäftigt , so bat jeder Unternehmer Be¬ginn und Art der einzelnen Beschäftigung im Arbeitsbuch ein¬zutragen . In diesen Fällen enthält also das Arbeitsbuch Ein¬tragungen verschiedene !' Unternehmer über laufende Beschäl -
tigungsverhältnisse . die gleichzeitig nebeneinander bestehen .Nehmen Ausländer neben der bisherigen Tätigkeit eine neueBeschäftigung auf . so hat der neue Unternehmer sich dasArbeitsbuch unverzüglich zur Einsicht und zur Vornahme dererforderlichen Eintragungen vorn ersten Unternehmer übergebenzu lassen . Zur Aufbewahrung des Arbeitsbuches ist demnach derUnternehmer verpflichtet , bei dem der Ausländer zuerst eineBeschäftigung aufgenommen hat . Bei der Beendigung des einen
BeschäftigungsVerhältnisses gilt Entsprechendes mit der Maß¬gabe , daß der Unternehmer das Arbeitsbuch nu (bewahrt , beidem der Ausländer noch beschäftigt bleibt .Mit der Ausgabe der Arbeitsbücher für Ausländer werden diebisher an Ausländer ausgegebenen , für Reichsdeutsche be¬stimmten Arbeitsbücher und Ersat^zkarten eingezogen.

JLSieser Krieg ist ein Verteidigungskrieg . Er istuns von unseren Feinden aufgezwungen wordenzu dem Zweck , uns Jede nationale Lebens - und
EntwicklungsmiSglichkeit abzuschneiden . Wenn esihnen gelänge , dieses Ziel zu erreichen , so hättedamit die heutige Generation alles das verspielt ,was vor ihr ungezählte deutsche Generationen ineinem Jahrtausendelangen Lebenskampf erwor¬ben und durch mUhe- Und opfervollen Fleiß auf¬
gebaut haben . Im Schlußkapitel der Geschichteunseres Volkes würde dann nur noch unsereSchmach und Schande verzeichnet stehen .

Artikel der Dreißig Kriegsartikel
für das deutsche Volk
von Dr. Josef Goebbels ,
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B. Arbeitskarte (Befreiungsschein) für Ausländer.
Ausländische Arbeitskräfte bedürfen neben der polizeilichenAufenthaltserlaubnis zur Beschäftigung im Reichsgebiet einer

besonderen , von den Arbeitsämtern zu erteilenden Genehmigung .Bisher wurde diese Genehmigung in Form von Grün - und
Grauzetteln oder Befreiungsscheinen erteilt . Die Not¬
wendigkeit der Beibehaltung eines solchen Genehmigungsver¬fahrens wurde durch die praktischen Erfahrungen im Arbeits¬
einsatz der Ausländer erneut bewiesen, denn auf die ausdrück¬
liche Bindung des ausländischen Arbeiters oder Angestellten an
seinen Arbeitsplatz kann heute weniger denn je verzichtet
werden . Die Ausstellung des Arbeitsbuches für Ausländer gab
jedoch Anlaß , das Ausländergenehmigungsverfahren noch weiter
zu vereinfachen und an die Stelle der bisher ausgegebenen ver¬
schiedenartigen Genehmigungsausweise künftig nur noch eine
Form des Ausweises, die Arbeitskarte , treten zu lassen .Die seither ausgestellten Grün - und Grauzettel werden in
Arbeitskarten umgetauscht , sobald für den Ausländer ein Ar¬
beitsbuch für Ausländer ausgestellt wird . Besitzt ein mit Grün¬
oder Grauzettel ausgestatteter Ausländer bereits das Arbeits¬
buch für Ausländer , so wird die Arbeitskarte an Stelle eines
neuen Grün - oder Grauzettels ausgestellt , sobald eine Erneuerungdes Grün - oder Grauzettels (z . B . beim Arbeitsplatzwechsel ) not¬
wendig wird . Die Ausländerkarte bindet den Ausländer an einen
bestimmten Arbeitsplatz , so daß die Änderung des Arbeits¬
platzes auch eine Neuausstellung der Arbeitskarte bewirkt .

Die. Arbeitskarten haben einheitlich nur noch eine Farbe
(elfenbeinfarbig ) . Die äußeren Unterscheidungsmerkmale zwi¬
schen landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Be¬
rufen sind weggefallen . Von der Ausstellung eines Genehmigungs¬scheins für den Unternehmer konnte abgesehen werden , da die
erteilte Beschäftigungsgenehmigung vom Arbeitsamt im Ar¬
beitsbuch vermerkt wird . Die Arbeitskarten werden fortan in

der Regel mit unbeschränkter Geltungsdauer bis auf weiteres
ausgestellt und dem Ausländer — abgesehen von einigen Aus¬
nahmen —-- nicht mehr durch die Polizeibehörden , sondern un¬
mittelbar zugestellt .

Von Bedeutung ist die Ausweitung des Personenkreises ,der künftighin einer Arbeitskarte bedarf . Entsprechend den Vor¬
schriften über die Ausstellung des Arbeitsbuches für Ausländer
wird die Ausstellung von Arbeitskarten auch für solche aus¬
ländische Arbeitskräfte vorgesehen , die bisher keiner Arbeits¬
erlaubnis bedurften , also für Jugendliche unter 15 Jahren , für
Lehrlinge , für Angestellte mit mehr als 600 RM. Monatsgehaltund für Arbeiter und Angestellte der Binnenschiffahrt .

Der Befreiungsschein , der den Inhaber nicht an einen be¬
stimmten Arbeitsplatz bindet , sondern ihm im Rahmen der
gesetzlichen Bestimmungen eine gewisse berufliche Freizügigkeiteinräumt , wird künftighin in der Form der Arbeitskarte ausge¬stellt . Die Unterscheidung zwischen Arbeitskarte und Be¬
freiungsschein wird durch den Aufdruck am Kopfe der Arbeits¬
karte kenntlich gemacht . Jeder Befreiungsscheininhaber , der
in den Besitz des Arbeitsbuches für Ausländer gelangt , erhält
gleichzeitig auch den Befreiungsschein in der neuen Form . Von
einer festen Begrenzung der Gültigkeitsdauer des Befreiungs¬scheins wird mit einer einzigen Ausnahme (schweizerische Staats¬
angehörige erhalten den Befreiungsschein nach wie vor auf die
feste Dauer von fünf Jahren ) abgesehen . Er wird dem Ausländer
vom Arbeitsamt unmittelbar zugestellt .

In absehbarer Zeit werden alle im Reichsgebiet beschäftigtenAusländer neben dem Arbeitsbuch für Ausländer nur noch die
Arbeitskarte (Befreiungsschein ) besitzen . Schriftliche Anträgeauf Erteilung der Beschäftigungsgenehmigung und Arbeite-
erlaubnis nach dem alten Verfahren sind fernerhin nur not¬
wendig für Arbeitskräfte bestimmter Staaten , die sich noch im
Ausland befinden . Auskünfte hierüber erteilen die Arbeitsämter

Allgemeiner Teil
Kriegsschäden .

Kriegsschäden der Messeaussteller .
Die Aussteller der Reichsmesse Leipzig, deren Stände und

Messemuster beim Terrorangriff auf Leipzig zerstört oder be¬
schädigt worden sind , melden ihre Schäden dem Ausstellerdienst
des Reichsmesseamtes in Leipzig . Dieser setzt sich für eine sach¬
gemäße und gleichartige Erledigung aller Schadensfälle ein und
nimmt den Ausstellern die Einzelverhandlung mit dem Kriegs¬
sachschädenamt ab .

Verkehr .
Merkblatt für einen Kuraufenthalt in Baden - Baden .

Auf Grund der Anordnungen vom 9 . Januar 1943 und 20 . No¬
vember 1943 des Staatssekretärs für den Fremdenverkehr , Esser ,zur Lenkung des Reiseverkehrs gelten folgende Bestimmungen :

I . In Baden -Baden ist der Beherbergungsraum an erster Stelle
denjenigen kurbedürftigen Personen zuzuweisen, deren Arbeits¬
kraft für die Aufgaben der Kriegsführung dringend benötigt wird
und bei denen eine Heilung oder wesentliche Besserung des Lei¬
dens erwartet werden kann .

II . Zur Durchführung dieser grundsätzlichen Vorschrift t.ril t
folgendes Verfahren in Kraft :
a ) Kurbedürftige , die einen Kuraufenthalt in Baden -Baden

durchzuführen beabsichtigen , haben ihre Anträge an die
Bäder - und Kurverwaltung Baden -Baden . Lange Straße 13 .
zu richten .

b ) Diesem Antrag sind beizufügen
1 . ein vom behandelnden Heimatarzt ausgestelltes . mit

Gründen versehenes Zeugnis nach vorgeschriebenem
Muster über die Notwendigkeit einer Kur in Baden -Baden .

2 . eine Bestätigung , daß die kurbedürftige Person ihre Ar¬
beitskraft für die Aufgaben der Kriegführung dringend
benötigt .
Dieser Nachweis ist zu führen
aä ) durch Urlauber der Wehrmacht und der gleichge¬

stellten Verbände durch Vorlage des Urlaubscheines :
bei Stellung des Antrages genügt der Hinweis auf den
Urlaubschein ,hb ) durch Gefolgschaftsmitglieder kriegswichtiger Betriebe
durch eine Urlaubsbescheinigung des Betriebsführeis .

cc ) durch Gefolgschaftsmitglieder öffentlicher Verwal¬

tungen durch eine Urlaubsbescheinigung der zustän¬
digen Dienststelle ,dd ) durch Betriebsführer , wirtschaftlich Selbständige und
Schaffende der freien Berufe durch eine Bescheinigungder zuständigen Kammer oder Berufsvertretung (z . B .
Gauwirtschaftskammer , Wirtschaftskammer , Innung .
Fachgruppe u . Fachuntergruppe , Reichsärztekammer ,Reichskulturkammer , Reichsverband der deutschen
Presse usw . mit ihren regionalen und bezirklichen
Dienststellen ) ,

ee ) durch Schwerkriegsbeschädigte (Versehrtenstufe II
oder III oder Rentenbezieher mit mindestens 50 % Er¬
werbsminderung ) und Gleichstehende durch den amt¬
lichen Ausweis,

ff) durch kinderreiche Mütter durch amtliche Unterlagen
(z . B . Ausweis über Fahrpreisermäßigung ) ,

3 . eine Erklärung darüber , ob und wielange nach dem 1 . 4 . 43
ein Aufenthalt in einer Fremdenverkehrsgemeinde statt -
gefunden hat (laut Eintrag in der TV . Reiehskleiderkarte ) ,4 . ausreichendes Rückporto .

III . Die Anträge der kurbedürftigen Kranken auf Durchfüh¬
rung einer Radekur werden von einem von der Kurverwaltung
beauftragten Kurarzt , die Bescheinigungen über den kriegs¬
wichtigen Arbeitseinsatz von der Kurverwaltung selbst überprüft .

IV . Die Genehmigung des Kuraufenthaltes wird dem Antrag¬steller durch einen besonderen Bescheid der Bäder - und Kur¬
verwaltung erteilt . Dieser Genehmigungsbescheid ist dem Be¬
herbergungsbetrieb spätestens nach der Ankunft ahzugeben und
bleibt in dessen Verwahrung .

V . a ) Die Höchstdauer des Kuraufenthaltes in Baden -Baden
wird auf vier Wochen , gerechnet vom Tage der Ankunft
ab , festgesetzt . Aufenthalt »Verlängerung findet nicht
statt .

b ) Passanten (Besuche , Reisende usw . ) können ohne Auf¬
enthaltsgenehmigung nur bis zur Dauer von drei Tagen
aufgenothmen werden . Der vorübergehende Aufenthalt
ist nur gestattet bei Vorliegen kriegswichtiger beruf¬
licher oder dringender familiärer Gründe .

<:) Familienangehörige von Lazarettinsassen können auf
Grund einer schriftlichen Genehmigung des leitenden
Arztes des Lazaretts bis zu sieben Tagen ohne Aufent¬
haltsgenehmigung und ohne Eintrag in die Reiohs -
kleiderkarte aufgenommen werden .



d ) Der Kurgast ist verpachtet , binnen 48 Stunden nachAnkunft seine IV . Reichskleiderkarte bei der Bäder -und Kurverwaltung , Auskunftsstelle , zur Abstempelung
vorzulegen . Dem Beherbergungsbetrieb ist die Ab¬
stempelung sofort nachzuweisen ; ohne abgestempelteKleiderkarte darf eine Beherbergung überhaupt nicht
erfolgen . Für die Einhaltung dieser Vorschrift ist nebendem Kurgast auch der Beherbergungsbetrieb in vollem
Umfange verantwortlich .

VI . Zur Begleitung Kurbedürftiger sind zugelassen die Ehe¬
gatten — vorausgesetzt , daß nur ein Doppelzimmer in Anspruch
genommen wird — oder , l>ei ärztlich bescheinigter Pflegebedürf¬tigkeit , eine sonstige Begleitperson . Der Aufenthalt des Ehe¬
gatten oder der Begleitperson ist in deren Kleiderkarte einzu¬
tragen , ausgenommen bei berufsmäßig tätigen Pfiegepersonen .

VII . Bombenverletzte , die mit amtlicher Förderung derNSV in Heilbäder verschickt werden , die zur Ausheilung ihrerLeiden geeignet sind , sind unter Befreiung von den vorgenanntenVorschriften bevorzugt unterzubringen .
Bombengeschädigte unterliegen insoweit den Vorschriftendieser Anordnung , als sie in einem Beherbergungsbetrieb auchnur unter den zu II . genannten Voraussetzungen auf die Dauervon höchstens vier Wochen aufgenommen werden können .
VIII . Ausgenommen von den vorgenannten Vorschriften sindferner kurbediirftige Fronturlauber , die sich durch ihren

Urlaubschein ausweisen.
IX . Diese Vorschriften gelten für alle Arten des gewerblichenBeherbergungsraumes , d . h . für Hotels , Fremdenheime und

Privatherberger . Privatherberger im Sinne dieser Vorschriftenist , wer Ortsfremde zu vorübergehendem Aufenthalt gegen Ent¬
gelt beherbergt , und zwar unabhängig davon , ob er in die Fach¬
gruppe Privatherberger der Wirtschaftsgruppe Beherbergungs -
gewerbe eingegliedert ist oder nicht .

'

Bäder - und Kurverwaltung Baden -Baden
Anstalt des öffentlichen Rechts .

Deutsche BienstpoSt Alpenvorland .
Zur Beförderung durch die Deutsche Dienstpost Alpenvorlandwerden in beiden Richtungen jetzt auch zugelassen ; k'j- im Be¬hördenverkehr gewöhnliche Geschäftspapiere , Warenprobenund Mischsendungen bis 500 g , und b ) im Privat verkehr ge¬wöhnliche Briefe über 500 bis 1000 g . eingeschriebene Post¬karten und Briefe bis 500 g und gewöhnliche Geschäftspapiere ,Warenproben und Mischsendungen bis 500 g . Briefe bis zumGewicht von 1000 g von und an Behörden können im Verkehrmit der Deutschen Dienstpost Alpenvorland eingeschriebenwerden . Zugelassen sind demnach in beiden Rich¬

tungen ; a ) im Behördenverkehr gewöhnliche und einge¬schriebene Postkarten , gewöhnliche und eingeschriebene Briefebis 1000 g , Wertbriefe mit einer Wertangabe bis 3000 RM. , ge¬wöhnliche Drucksachen bis 500 g , Zeitungsdrucksachen (von
Zeitungsverlegern und Zeitungsvertriebsstellen ) bis 1000 g , ge¬wöhnliche Gescbüftspapiere , Warenproben und Mischsendungenbis 500 g ; b ) im Privatverkehr gewöhnliche und eingeschrie¬bene Postkarten , gewöhnliche Briefe bis 1000 g , eingeschriebeneBriefe bis 500 g , gewöhnliche Drucksachen bis 500 g , Zeitungs -
drucksachen (von Zeitungsverlegern und Zeitungsvertriebs -
stellen ) bis 1000 g , gewöhnliche Geschäftspapiere , Warenprobenund Mischsendungen bis 500 g.

Paketdienst mit Italien . San Marino und der Vutikanstadt.
Im Dienst mit Italien , San Marino und der Vatikanstadt istdas Höchstgewicht für Pakete auf 5 kg festgesetzt worden .

Postverkohr nach Argentinien .
Der Postverkehr nach Argentinien wurde gesperrt . Wie der

Reichspostminist .er mitteiit . werden Postsendungen von denPostämtern nicht mehr entgegengenommen , unterwegs befind¬liche an den Absender zurückgeleitet .

Wirtseliaflsrecht , Rohstoff - und
W arenbewirtschaftung .

Wichtige Anordnungen bis einschließlich 7 . Februar 1044 .
(Veröffentlichungen im Deutschen Reichsanzeiger Nr . 4 bis 31 .)
Arbeitsrecbt und Arbeitseinsatz :
Erlaß des Generalbevolimäclitigten für den Arbeitseinsatz über

Maßnahmen des Arbeitsrechts und Arbeitseinsatzes sowieüber besondere Hilfsleistungen bei Fliegeralarm und Fiieger-
schäden (Lohnausfn llregeiung bei Fliegerangriffen ) vom25 . 1 . 44 (RA 29).

Luftschutz :
Bekanntmachung gemäß § 8 des Luftschutzgesetzes (Bekannt¬

gabe von Lieferfirmen ) vom 14 . 1 . 44 ( RA 11 ) .
Normen ;
AO über die verbindliche Einführung von Normen für Holz¬

fenster für Werkstätten und Industriebauten vom 29 . 12 . 43
(RA 7 ) .

Vordrucke für die Bewirtschaftung :
Berichtigung (vom 5 . 11 . 44) der Bekanntmachung zur AO überdie Einführung des Universalschecks in Nr . 286/43 — Be¬

richtigung in Nr . 10/44 — .
Edelmetalle ;
Bekanntmachung der Reichsstelle für Edelmetalle (Verlängerungder Gültigkeitsdauer der Allgemeinen GenehmigungsbescheideA , B und C zum Erwerb von Gold, Altgold und Bruchmaterial

aus Gold usw .) vom 18 . 1 . 44 ( RA 16 ) .
Eisen und Metalle :
6 . Bekanntmachung der Reichsstelle Eisen und Metalle über

Herausgabe von Werkstoffeinsatzlisten vom 20 .1 .44 (RA 17 ).AO Nr . 1 über Änderung der Metallklassen für Zinklegierungen
(Anlage der AO M I der Reiehsstelle für Metalle) vom 26 . 1 . 44

^ (RA 22) . ,
Elektroindustrie :
3 . Ergänzungsanordnung zur AO Nr . 17 der WirtschaftsgruppeElektroindustrie als Reichsstelle für elektrotechnische Er¬

zeugnisse über Verbot der Herstellung und Lieferung elektro¬
technischer Erzeugnisse vom 21 . 1 . 44 (RA 22 ) .AO Nr . 62 (FA 4 , 9 , 15) der gleichen Stelle über die Herstellungvon Fest - und Regelwiderständen vom 21 . 1 . 44 (RA 22 ) .

Energiewirtschaft :
AO des Generalinspektors für Wasser und Energie über die Be¬

strafung von Zuwiderhandlungen gegen Empfehlungen und
Richtlinien , welche von den vom Sonderbeauftragten für die
Energieeinsparung (beim Generalbevollmächtigten für Rü¬
stungsaufgaben im Vierjahresplan ) eingesetzten Beauftragtenbei den Reichsgruppen erlassen werden , vom 26 . 11 . 43
En 4468/43 (RA 7 ) .

Fahrräder , Kinderwagen :
AO Nr . 3 des Leiters des Sonderausschusses Fahrräder über die

Errichtung einer Auftragslenkungsstelle für Fahrräder und
Fahrradanhänger vom 5 . 1 . 44 (RA 12 ) .

Forst und Holz :
Berichtigung der AO Nr . 4/44 des Reichsbeauftragten für Forstund Holz über monatliche Meldung der Sägewerke über die

hergestellten Schnittholzmengen vom 15 . 12 . 43 in Nr . 300/43— Berichtigung in Nr . 12/44 —.
I . AO des Reichsforstmeisters über die Durchführung der Gerb-

rindenaufbringung vom 3 . 2 . 44 (RA 28 ) .
Glas , Keramik :
AO Nr . 1 des Hauptringes „ Technisches Glas und Keramik "

beim Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion über
die Beste !lregelung von Schleifkörpern vom 4 . 2 . 44 ( RA 31 ) .

Industrielle Fette :
Bekanntmachung Nr . 1/44 der Reichsstelle Industrielle Fette

und Waschmittel betr . Herstellungsanweisung für Reinigungs¬mittel aller Art vom 27 . 1 . 44 (RA 25 ) .
Ketten :
AO Nr . 1/44 des Leiters des Sonderausschusses Ketten im Haupt -

ausschuß Rüstungsgerät beim Reichsminister für Rüstung und
Kriegsproduktion über die Herstellung von Güteketten (RA18) .

Kohle :
Ausführungsbestimmungen 11a, zur AO II 10 der Reiehsstelle

für Kohle über die endgültige Regelung der Hausbrandver¬
sorgung im Kohlenwirtschaftsjahr 1941/42 vom 22 . 4 . 1941 .Vom 2 . 2 . 44 (RA 28) .

Maschinen :
Anordnungen des Hauptausschusses Maschinen beim Reichs¬

minister für Rüstung und Kriegsproduktiona ) Nr . 168 über die Herstellung von Turboverdichtern vom
14 . 1 . 44

b) Nr . 169 über die Herstellung von Kolbenkompressorenvom 14 . 1 . 44
c ) Nr . 170 über die Herstellung von Rotations -Kompressorenvom 14 . 1 . 44
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(1) Nr . 171 über die Vereinheitlichung von Platten - , Trog - und
Kastenbnndern mit Büchsenförderketten für Schüttgüter
aller Art vom 15 . 1 . 44

e ) Nr . 172 über die Konzentrierung der Pumpeiifertigung
vom 15 . 1 . 44 .

(Sämtliche Anordnungen in KA 19 .)
Berichtigung zur AO Xr . 161 des Hauptausschusses Maschinen

beim Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion (Ver¬
einheitlichung von Krankenaufzügen und Lastenaufzügen mit '
und ohne Führerbegleitung ) vom 18 . 11 . 48 (RA 18 ) .

Rauchwaren :
AO Nr . 4 zur Durchführung der Anordnungen 1/48 und V/48der Reichsstelle für Rauchwaren (Freigabe von Rotfuohsfellen

an Jagdausiibungsbereehtigte ) vom 26 . 1 . 44 ( RA 22 ) .
Schuhe :
I . Durchführungsbestimmung zur Anweisung Xr . 1/48 der Ge¬

meinschaft Schuhe über Herstellungsvorschriften für Sohtih-
werk für den zivilen Bedarf vom 20 . 12 . 43 . (RA 10) .

Tabak und Kaffee :
Bekanntmachung 2 des Reichsbeauftragten für Tabak und

Kaffee zur AO 19 der Reichsstelle für Kaffee (Rücklieferung
von Röstkaffee - Restmengen ) vom 5 . 2 . 44 (RA 30 ) .

Technische '
Erzeugnisse :

Anordnungen Xr . 4 , 5 und 6 zur Durchführung der AO XV/43der Reichsstelle für Technische Erzeugnisse '
a ) AO Nr . 4 vom 18 . 1 . 44 : Ersatzgewährung für abhanden¬

gekommene RTE -Schecks und RTE -Marken (RA 16)
b ) AO Nr . 5 vcun 19 . 1 . 44 : Einfuhrregelung ( RA 19)
e ) AO - Nr . 6 vorn 19 . 1 . 44 : Lieferung* - und Bezugsregelung

(RA 19 ) .
Textilveredelung :
Anweisung VI der Reichsvereinigung Textilveredelung (Ein¬

sparung von Farbstoffen bei der Verwendung farbiger Ge¬
spinste ) vom 14. 1 . 44 (RA 16 ; wiederholt veröffentlicht in
RA 30 , da die in HA 16 veröffentlichte Fassung in § 1 un¬
vollständig war ) .

Richtlinien zur Anweisung VI der gleichen Stelle (RA 16 ) .

Anordnung Xr . 4 zur Durchführung der Anordnung XV/43 der
Reiehsstciie für Technische Erzeugnisse ( XV/43/4 über Ersatz -
getvährung für abhandcngekoiniuene RTE - Schecks und RTE-
Marken ) . Vom 18 . Januar 1944 .

Auf Grund des § 8 der Anordnung XV/43 der Reichsstelle für
Technische Erzeugnisse über die Einführung von RTE -Schecks
und RTE -Marken für Erzeugnisse aus Eisen und Metall vom
10 . September .1943 (Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer
Staatsanzeiger Nr . 212 vom 11 . September 1943 ) wird mit Zu¬
stimmung des Reichswirtschaftsministers und des Generalbevoll¬
mächtigten für Küsl ungsaufgaben - Planungsemt — ange¬ordnet :

I .
GluubhaftimicInnig von Ersatzansprüchen .

Ansprüche auf Ersatz abhandengekommener RTE - Schecks
oder RTE -Marken sind stets nach Grund und Betrag glaubhaftzu machen .

II .
Verlust einzelner RTE - Schecks oder - Murken . die
schon in die Scheckbuchhaltung aufgenommen sind .

Sind abhandengekonimene einzelne Schecks oder Marken , die
nicht zur Weitergabe bestimmt waren , schon in die Scheckbuch¬
haltung des A’erfügungsberechtigten aufgenommen , so ist bei
den Buchungsbelegen zu vermerken , wann und durch welche
(Anstände der Verlust eingetreten ist .

111 .
Verlust einzelner R T E - Schecks oder - Marken . die noch
nicht in die Sche -ckbuchhalt ung aufgenomnien sind

oder zur Weitergabe bestimmt waren .
(1 ) Sind abhandengekonimene einzelne Schecks oder Murken

noch nicht in die RTE - Scheekbuelilniltung aufgenomnien oder
waren sie zur Weitergabe bestimmt , so liat auf Ersuchen des
Verfügungsberechtigten der Aussteller eines Schecks ein Dupli¬kat auszustellen , das in allen Einzelheiten der abhandenge¬
kommenen Urschrift entspricht .

(2 ) Läßt sich der Aussteller nicht .mehr ermitteln , so ist auf
Antrag des Verfügungsberechtigten von der Gamvirtschafts -
kammer ein Duplikat auszustellen . p

(3) Das Duplikat ist auf der Vorderseite durch die Aufschrift
. .Duplikat 1' deutlich zu kennzeichnen . Nach Möglichkeit ist hier
die Nummer des Originalsehecks anz.ugebeu .

(4) Wenn einzelne Marken abhandengekommen sind , so hat
auf Antrag des Verfügungsberechtigten die Gauwirtschafts -
kammer einen Markenbestellscheck auszuschreiben , der auf der
Vorderseite des Originals und aller Durchschläge deutlich sicht¬
bar die Aufschrift . .Ersatzscheck für abhandengekommeneMarken“ trügt .

(5 ) Wenn die Urschrift eines Schecks , wofür ein Duplikat
ausgestellt wurde , oder die abhandengekommenen Marken sich
wieder anfinden , so sind unverzüglich die Scheckurschrift an
den Aussteller , die wieder aufgefundenen Marken an die Gau -
wirtscha ftskammer abzuliefem .

IV.
Großverluste .

(1 ) Wenn durch katastrophenartige Ereignisse , z . B . Brand¬
oder Fliegerangriffe , Schecks oder Marken in großer Menge oder
die RTE -Seheekbuchhaltung vernichtet werden , so sind Scheck¬
duplikate oder Ersatzschecks zur Markenbestellung nicht anzu¬
fordern . Statt dessen ist der Reichsstelle für Technische Erzeug¬nisse unter ausführlicher Darlegung des Sachverhalts schriftlich
zu berichten . Die Reichsstelle entscheidet dann nach billigemErmessen, ob , in welcher Weise und in welchem Umfang Ersatz
gewährt wird,

(2) Nach Abgabe des Berichtes darf über das Guthaben an
Warenbezugsrechten aus der bisherigen Buchhaltung verfügt,werden , wenn sich dessen Höhe aus vorhandenen Aufzeich¬
nungen oder Buchungsbelegen einwandfrei feststellen läßt .

(3 ) Eine vernichtete RTE -Scheokbuchhaltung ist in jedemFalle unverzüglich neu zu eröffnen . ,
V.

Strafvorschriften .
Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung werden nach den

§§ 10 , 12 bis 15 der Verordnung über den Warenverkehr in der
Fassung vom 11 . Dezember 1942 (RGBl . I S . 686 ) bestraft .

VI .
Inkrafttreten .

Diese Anordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft :
sie gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten und den Ge¬
bieten von Eupen , Malmedy und Moresnet sowie — mit Zu¬
stimmung des zuständigen Chefs der Zivilverwaltung — sinn¬
gemäß auch im Elsaß , in Lothringen und Luxemburg sowie im
Bezirk Bialystok .

Berlin , den 18 . Januar 1944 .
Der komm . Reichsbeauftragte für Technische Erzeugnisse :

Dr . Kemna .

Eisenbezugsrechte für Leihbehälter .
Die Reichsstelle Eisen und Metalle hat folgende Neuregelungder Eisenbezugsrechte für in Verlust geratene Leihlteliülter

bekanntgegeben :
. . 1 . Verlust durch Feindeinwirkung :
u ) Bei Vernichtung der Leihpackung beim Empfänger hat der

Empfänger die Eisenbezugsrechte und Bestellrechte für
Bleche für den Ersatz zu beschaffen und diese von der ihn
Streuenden Stelle ( Rüstungskommando bzw . Bezirksstelle
bei der Wirtschaftskammer ) anzufordem .

b ) Bei ’
Vernichtung der Leihpackung auf dem Versandwegehat der für die Sendung vorgesehene Empfänger die Eisen-

bezugsreeht.e und Bestellvechte für Bleche für den Ersatz
zu beschaffen und diese, von der ihn betreuenden Stelle
anzufordern , also bei Vernichtung der Leihpackung mi1
Füllgut auf dem Versandwege der Käufer des Füllguts , bei
Vernichtung der leer zurückgesandten Leihpackung auf
dem Versandwege der Eigentümer der Leihpackung .

2 . Verlust dyrcii andere Ursachen :
a ) Bei Verlust der Leihpackung beim Empfänger durch andere

Ursache als Feindpinwirkung hat der Empfänger die Eiseii -
bezugsrec-hte und Bestellrechte für Bleche für den Ersatz
zu beschaffen und diese von seiner Wirtschaftsgruppe unter
entsprechender Begründung anzufordern .

b ) Bei Verlust der Leihpackung auf dem Versandwege durcl)
andere Ursache als Feindeinwirkung sind die Eisenbezugs¬rechte und Blechbestellrechte für den Ersatz in jedem Fall
von dem Verkäufer , also Eigentümer , durch Anforderung
bei seiner Wirtscliaftsgruppe zu beschaffen , gleichgültig,ob der Verlust der Leihpackung mit . Füllgut auf dem Wege
zum Abnehmer oder hei der Rücksendung der leeren Ver¬
packung eintritt ."
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Bekanntmachung der Reichsstelle für Edelmetalle (Verlängerungder Gültigkeitsdauer der AllgemeinenGenehinigungsbescheideA ,B und C zum Erwerb von Gold, Altgold und Bruchmaterial ausGold usw.) . Vom 18 . Januar 1944.
Die Gültigkeit aller erteilten Allgemeinen Genehmigung« -bescheide A , B und C zum Erwerb von Gold, Altgold undBruchmaterial aus Gold usw. wird bis auf weiteres verlängert .Die Bestimmung des § 6 der Anordnung V/43 der Reichsstellefür Edelmetalle vom 10 . März 1948 (Deutscher Reichsanzeigerund Preußischer Staatsanzeiger Nr . 58 vom 11 . März 1943 ) überdas Ruhen erteilter Genehmigungen wird hierdurch nicht be¬rührt .
Berlin , den 18 . Januar 1944 .

Der Reichsbeauftragte für Edelmetalle :
Forkel .

Steuerwesen .
Richtigstellung zum Artikel „ABC der abzugsfähigen Betriebs¬ausgaben bei der Einkommensteuer“.
Stichwort Gewerbesteuer .

In der Nr . 2 des Oberrheinischen Wirtschaftsblattes ist unterdem Stichwort Gewerbesteuer eine etwas unklare Darstellunggegeben worden . Auf Seite 15 des gleichen Blattes war unterZiffer 6 auf die Möglichkeit einer Rückstellung für die Gewerbe¬steuer hingewiesen worden . In Ergänzung teilen wir nochfolgendes mit :
Die Gewerbesteuer ist bekanntlich als Betriebssteuer fürdie Errechnung des steuerpflichtigen Gewinns sowohl für dieEinkommensteuer wie auch für die Gewerbesteuer unter den

Betriebsausgaben absetzbar . Eine Rückstellung für die Ge¬werbesteuer für die Zeit vom 1 . April 1943 an kann jedoch nachder neuen Verordnung in der Bilanz nur vorgenommen werden ,soweit die Gewerbesteuer bereits im Wirtschaftsjahr fälliggeworden ist . Dies hat die Folge, daß eine Rückstellung für dieGewerbesteuer in die Bilanz auf den 31 . 12. 43 nur insoweiteingesetzt werden darf , als bereits im Jahre 1943fällige Voraus -
Zahlungen noch nicht an diesem Tage entrichtet sind . Für den
Gewerbesteuerbetrag , der voraussichtlich noch über die Voraus¬zahlungen nachzuzahlen sein wird , ist eine Rückstellung erstnach Erhalt des neuen Gewerbesteuerbescheids , also frühestensin der Bilanz auf den 31 . 12 . 44, zulässig , wenn die Nachzahlungbis zu diesem Zeitpunkt nicht bereits vorgenommen ist .

Verordnung über die Zuständigkeit im Besteuerungsveriahrenvom 3. Januar 1944 (RGBl. I S . 11 ) .
Diese Verordnung , die am 1 . Februar 1944 in Kraft tritt ,führt folgendes aus :
1 . Hat ein gewerblicher Einzelunternehmer oder ein Mit -unternehmer einer gewerblichen Untemehmergemeinschaftseinen Wohnsitz und seinen Betrieb bzw . die Geschäfts¬

leitung der Untemehmergemeinschaft in den Bezirkenverschiedener Finanzämter , aber im Bezirk derselben Ge¬meinde (das dürfte nur in größeren Städten der Fall sein),so ist für die Einkommensteuer und Vermögensteuer dasBetriebsfinanzamt des gewerblichen Einzeluuternehmersbzw . der gewerblichen Untemelimergenieinschaft zu¬ständig .
2 . Hat ein gewerblicher ßinzehmteniehmer mehrere gewerb¬liche Betriebe oder ist ein gewerblicher Mituntemehmer anmehreren Untemehmergemeinschaften beteiligt und be - -

finden sich diese Betriebe bzw. die Geschüftsleitung dieser
Untemehmergemeinschaften in den Bezirken verschiedenerFinanzämter , aber im Bereich einer einzigen Wohnsitz¬gemeinde , so ist für die Einkommen - und Vermögensteuer(ler gewerblichen Unternehmer das Wohnsitzfinanzamt
zuständig .

3 . Ist ein gewerblicher Unternehmer sowohl Einzelunter -nehmer eines gewerblichen Betriebs als auch MitUnter¬nehmer eines anderen oder mehrerer gewerblicher Betriebexind befinden sich alle diese Bel riebe in der Wohnsitz -
gemeinde des gewerblichen Unternehmers , aber im Bereichverschiedener Finanzämter , so ist das Betriebsfinanzaintfür die Einkommen - und Vermögensteuer für alle dieseBetriebe, zuständig , in dessen Bezirk das Kinzehmler -nehmen des gewerblichen Unternehmers liegt .Ist aber ein gewerblicher Unternehmer sowohl Einzel -Unternehmer mehrerer gewerblicher Unternehmungen alsauch Mituntemehmer eines oder mehrerer gewerblicherBetriebe und sind die vorerwähnten Bedingungen erfüllt ,so ist das Wohntinanzamt für die Einkommensteuer sowie

Vermögensteuer zuständig , Die Absätze 1 bis 3 gelten auchfür die Fälle der Haushaltsbesteuerung , einerlei, ob dergewerbliche Betrieb oder die Beteiligung an dem gewerb¬lichen Betrieb dem Haushaltsvorstand selbst oder einer
derjenigen Personen , die mit ihm zusammen zu veranlagensind , gehört .

4. ln der Regel ist das Wohnsitzfiuanzamt für die freiberuf¬lich tätigen Personen zuständig in bezug der Einkommen -und Vermögensteuer .
Es sind aber Fälle denkbar , wonach freiberuflich tätige

. Personen oder deren Angehörige , die mit ihnen zu veran¬lagen sind , Einzel Unternehmer eines gewerblichen Betriebsoder Mituntemehmer einer gewerblichen Unternehmer¬
gemeinschaft sind , deren Geschäftsleitung sich im Bezirkder Wohnsitzgemeinde befindet . In diesen Fällen bestimmtsich die Zuständigkeit für die Einkommensteuer und die
Vermögensteuer den Absätzen 1 bis 3 gemäß .5 . Befinden sich Wohnsitz und Betrieb (die Geschäftsleitungdes Betriebs ) eines gewerblichen Unternehmers in den Be¬zirken verschiedener Finanzämter und verschiedener Ge¬meinden , so wird der Gewinn aus dem gewerblichen Betriebdurch das Betriebsfinanzamt gesondert festgestellt . Die inder Reichsabgabenordnung enthaltenen Vorschriften über

gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen geltenauch fürdie Fälle des vorhergehenden Satzes .
Durch diese Verordnung tritt die Verordnung über gesonderteFeststellung von Besteuerungsgrundlagen vom 27 . November1937 außer Kraft .

Berufsausbildung .
Anlernberuf „Bürogehilfin"

^ Eintragungen im Arbeitsbuch .
Nach einer Mitteilung des Generalbevollmächtigten für denArbeitseinsatz ist auch das erfolgreiche Ablegen einer Abschluß¬

prüfung im Anlernberuf „Bürogehilfin “ in Feld a auf Seite 3des Arbeitsbuches und in Feld 9 der Arbeitsbuchkarte einzu-
tragen . Die Eintragung erfolgt durch das Arbeitsamt .auf Antragder Arbeitsbuchinhaberin unter Vorlage des Prüfungszeugnissesüber die bestandene Abschlußprüfung , das von der Gauwirt--Schaftskummer bzw . Wirtschaf tskammer ausgestellt wird.

Arbeitseinsatz .
Verordnung über die Meldepflicht von Männern und Frauen, dieaus Anlaß des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit aufgegebenhaben . Vom 17 . Januar 1944.

Wie der Soldat an der Front an dem Platze , auf den er ge¬stellt ist , seine Pflicht bis zum äußersten erfüllt , so müssen auchdie Arbeitskräfte in der Heimat trotz Luftgefährdung oder nach
Luftangriffen grundsätzlich an ihrem Arbeitsplatz verbleiben .Um aber alle Kräfte für den kriegswichtigen Arbeitseinsatz zuerfassen , die wegen Luftgefährdung oder nach Fliegerangriffenihre Tätigkeit aus triftigen Gründen aufgegeben oder gewechselthaben , wird auf Grund der Verordnung zur Änderung von Vor¬schriften über Arbeitseinsatz und Arbeitslosenhilfe vom 1 . Sep¬tember 1939 ( Reichsgesetzbl . I S . 1662) in Verbindung mit dev

Verordnung über die Rechtsetziuig durch den Generalbevoll¬
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 25 . Mai 1942 (Reichs¬
gesetzblatt 1 S . 347 ) verordnet :

Personen , die seit dem 1. April 1943 eine selbständige Berufs¬
tätigkeit in ihrem bisherigen Unternehmen oder eine unselb¬
ständige Berufstätigkeit in ihrem bisherigen Betriebe wegenLuftgefährdung oder nach Fliegerangriffen aufgegeben habenoder künftig aufgeben , müssen sich unverzüglich bei dem fürihren jeweiligen Aufenthaltsort zuständigen Arbeitsamt melden .Von der Meldepflicht sind Personen befreit , die unter Mit¬
wirkung des Arbeitsamts anderweitig eingesetzt sind .

8 2
Die Meldung hat mündlich oder schriftlich zu erfolgen . DieMelde pflichtigen haben dem Arbeitsamt auf Verlangen alle not¬

wendigen Unterlagen vorzulegen sowie alle erforderlichen Aus¬künfte zu erteilen . Das Arbeitsamt kann auch das persönlicheErscheinen anordnen .
8 3

( 1) Das Arbeitsamt kann von den Meldepflichtigen die Mel -
düng und das persönliche Erscheinen durch Zwangsgeld bis zu10000 Reichsmark erzwingen . Die Zwangsgelder werden im Ver¬
waltungszwangsverfahren beigetrielien und fließen dein Reichs-stock für Arbeitseinsatz zu .
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(2 ) Meldepflichtige , die gegen die Vorschriften dieser Verord¬
nung verstoßen , werden auf Antrag des Leiters des Arbeitsamts
mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen
bestraft .

5 d
Diese Verordnung tritt am 25 . Januar 1944 in Kraft . Sie gilt

auch in den eingegliederten Ostgebieten .
Berlin , den 17 . Januar 1944 .

Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz :
Sauckel .

Sozial versteher uiig .
Hinlagezettel an Stelle von neuen Quittungskarten .

Die Zeitverhältnisse machen es notwendig , die Zahl der
Quittungskarten möglichst niedrig zu halten und von einem
Umtausch der Quittungskarten in der Invalidenversicherung
tunlichst abzusehen . Für die Eintragungen sind deshalb , einer
Anweisung des Reichsversicherungsamtes an die Landesver¬
sicherungsanstalten Vom JO . 11 . 43 zufolge, weitere Einlage -
zettel zu verwenden . Die Kinlagezettel , die bei den Ausgabe¬
stellen (Krankenkassen , Polizeibehörden usw . ) erhältlich sind ,
sind mit laufenden Nummern zu versehen . Gelegentlich eines
Umtausches soll die Quittungskartenausgabestelle gleichzeitig
die Zahl der zu der Quittungskarte gehörenden Einlagezettel
bescheinigen .

Aufbewahrung und Umtausch von Versicheruinrskitrten der
Angestelltenversicherung.

Der Präsident der Reichsversioherungsanstalt für Angestellte
in Berlin hat am 13 . 1 . 1944 Näheres über die Aufbewahrung
und den Umtausch von Versicherungskarten bestimmt . Um der
Gefahr des Verlorengehens der Versicherungskarten und Ver¬
sicherungsunterlagen durch Fliegerangriffe vorzubeugen , wird
empfohlen , den Versicherten die Versicherungskarten zu be¬
lassen , wenn eine bombensichere Aufbewahrung der Karten
durch den Betriebsführer nicht möglich ist . Bei Fliegeralarm
sollen von dem Versicherten die Versicherungskarte und die
Aufrechnungsbescheinigungen über die bereits umgetauschten
Versicherungskarten mit in den Luftschutzkeller genommen und
sicher aufbewahrt werden . Wie in der Invalidenversicherung , so
soll auch in der Angestelltenversicherung bis auf weiteres mög¬
lichst von einem Umtausch der laufenden Versicherungskarten
der Pflichtversicherten abgesehen werden . Nötigenfalls sind für
die Eintragungen weitere Einlageblätter , die bei den Ausgabe¬
stellen ( Krankenkassen usw. ) erhältlich sind , zu verwenden ,
diese einzukleben und mit laufenden Nummern zu versehen .

Die Halbtagsbeschäftigung ist arbeitslosenversicherungsfrei .
Nach § 75a des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar¬

beitslosenversicherung ist eine geringfügige Beschäftigung ver¬
sicherungsfrei . Geringfügig ist eine Beschäftigung , wenn sie auf
nicht mehr als 30 Arbeitsstunden in einer Kalenderwoche ent¬
weder nach der Natur der Sache beschränkt zu sein pflegt oder
im voraus durch den Arbeitsvertrag beschränkt ist . oder wenn
für sie kein höheres wöchentliches Arbeitsentgelt als 10 IIM . oder
kein höheres monatliches Arl )eitsentgelt als 45 RM. vereinbart
oder ortsüblich ist .

Zu der Frage der Erhebung der Beiträge zum Reichsstock
für Arbeitseinsatz hei wechselnder Dauer der Arbeitszeit in den
einzelnen Kalenderwochen hat das Reichsversicherungsamt nach
einer Bekanntgabe des Generalbevollmächtigten für den Arbeits -,
einsatz vom 18 . 12 . 43 Stellung genommen . Bereits in einer
früheren Entscheidung hat das Reichsversicherungsamt hierzu
den Grundsatz ausgesprochen , daß bei wechselndem Arbeits¬
entgelt des Beschäftigten in den einzelnen Kalenderwochen die
voraussichtliche durchschnittliche Höhe des Entgelts maß¬
gebend ist . Entsprechend diesem Grundsatz muß bei wechselnder
Dauer der Arbeitszeit ebenfalls die durchschnittliche
Dauer der Arbeitszeit zugruhdegelegt werden . Bei Frauen liegt
nach den Auslassungen des Reichsversicherungsamtes eine ge¬
ringfügige Beschäftigung dann vor . wenn die Beschäftigung im
voraus nls Halbtagsbeschäftigung beabsichtigt ist . aber mit
Rücksicht auf ihre häuslichen Pflichten derart geregelt wird , daß
sie im Rahmen des fortlaufenden Beschäftigungsverhältnisses
regelmäßig je eine Woche voll arbeiten , die zweite Woche aber ,
aussetzen , oder zwei Wochen voll arbeiten und sodann zwei
Wochen aussetzen . Voraussetzung ist . daß die durchschnittliche
Zahl der Arbeitsstunden in einer Kalenderwoche . 30 . nicht über¬
stiegen wird .
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Persönliches .
<50 . Geburtstag Arthur Barth , Pforzheim .

Am 19 . Februar kann Präsident Arthur Barth in Pforzheim
seinen 00 . Geburtstag feiern . Präsident Barth ist alleiniger In¬
haber des väterlichen Geschäfts , der Firma Förster & Barth ,
Juwelenfabrik in Pforzheim . Schon im Jahre 1920 wurde er in
das Kollegium der damaligen Handelskammer für den Amts¬
bezirk Pforzheim gewählt und gehört seitdem ununterbrochen
dieser Kammer an . Nach der Machtübernahme wurde er als
Regierungsbevollmächtigter mit der Gleichschaltung der wirt¬
schaftlichen Organisationen , insbesondere der Handelskammer ,
beauftragt und am 7 . August 1933 als Präsident der Kammer
bestätigt . Bei den verschiedenen Umstellungen , die die Kammer
im Zuge der Neuordnung der Organisation der gewerblichen .
Wirtschaft erfahren hat , blieb Arthur Barth stets an leitender /
Stelle, und nach der Errichtung der Gauwirtschaftskammer
Oberrhein wurde er zum Vizepräsidenten dieser Kammer und
zum Leiter ihrer Zweigstelle Pforzheim ernannt . Arthur Barth
ist auch Ehrensenator der Technischen Hochschule Karlsruhe
und bekleidet außerdem eine Reihe anderer Ehrenämter ; so ist
er vor allen Dingen Ratsherr der Stadt Pforzheim . Ferner ist er
Aufsiehtsratsmitglied einiger großer Unternehmungen . Durch
seine langjährige ehrenamtliche Tätigkeit im Interesse nament¬
lich der Pforzheimer Wirtschaft hat sich Präsident Barth große
Verdienste erworben

Br. imr . li . h . Karl Sehnetzier 40 Jahre bei BBC .
Am 10 . Februar 1944 konnte der Vorsitzer des Vorstandes der

Brown , Boveri & Cie . A . - G . in Mannheim , Dr . ing . E . h . Karl
Sehnetzier , ein Sohn des früheren Oberbürgermeisters der
badischen Landeshauptstadt , auf eine 40jährige erfolgreiche
Tätigkeit zurückblicken . Er hat auf die Entwicklung des von
ihm geleiteten Unternehmens , in dessen Vorstand er 1922 be¬
rufenwurde und dessen Vorsitz er 1925 übernahm , maßgebenden
Einfluß genommen und es stark gefördert . Seiner Umsicht und
Tatkraft gelang es , das Mannheimer Hauptwerk zu erweitern ,
neue Werke anzugliedern tmd den Konzern zu seiner heutigen
Blüte zu entwickeln . In Anerkennung seiner Fälligkeiten und
Verdienste hat ihm die Technische Hochschule in Karlsruhe die
Würde eines Ehrensenators verliehen .

Jubiläum .
Die bei der Gauwirtschaftskammer überrhein , Kammerbezirk

Karlsruhe , tätige 1 . Sekretärin , Fräulein Else Eyssen , konnte
am 23 . Januar d . J . ihr 25jähriges Berufsjubiläum feiern .

Herr Vizepräsident Prof . Dr . Nagel und Herr Hauptgeschäfts -
führer Dr . Krienen ehrten die Jubilarin in ihre Verdienste
anerkennenden Ansprachen unter gleichzeitiger Überreichung
von Ehrengeschenken . Audi die Arbeitskameraden und -kame -
radinnen überreichten durch Abteilungsvorsteher Giinzel ein
Geschenk.

Verschiedenes .
Stellengesuche .

' - Sachbearbeiter für Personalangelegenhcitcn.
Organisation . Luftschutz , Versorgungswesen usw .

Eine Anzahl aasscheidender Polizeioffiziere, welche sich für
obige Verwendung eignen , ist beim Badischen Ministerium des
Innern bzw . im Elsaß beim Chef der ZivilVerwaltung gemeldet.

Betriebe , bei denen entsprechende Stellen zu besetzen sind ,
wollen sicli mit dem Badischen Ministerium des Innern bzw . im
Elsaß mit dem Chef der Zivilverwaltung , VerwaltungH- und
Pobzeiabteilung , ins Benehmen setzen .
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Nachrichten für das Elsass
Bewertung von Vermögensgegenständen im Ausland in der
Reidismarkeröffnungshilanz und ihre steuerlicheBehandlungim Elsaß.

Eine der Schwierigkeiten , die sieh bei der Aufstellung der
lleiehsmarkeröffnungsbilanz immer wieder ergibt , ist die Un¬
gewißheit bei der Bewertung der Vermögensgegenstände , diesich im Ausland befinden . Durch die verschiedenen Entwer¬
tungen des französischen Franken stellten die in den früherenBilanzen ausgewiesenen Werte schon zu französischer Zeit auchnicht annähernd den einheitlichen Wert dar , da eine Neu¬
bewertung im Zuge der Frankenentwertung nicht vorgenommenwurde . Der französische Fiskus hatte lediglich durch Erlaß vom25 . Januar 1930 den Unternehmern für steuerliche Zwecke die
Möglichkeit gegeben , ihr Anlagevermögen neu zu bewerten unddie zukünftigen Abschreibungen auf diese neuen Werte zu be¬rechnen . Dazu kommt noch , daß die Angleichung an diedeutschen Preise erneut tiefgreifende Wertänderungen gebrachthatten .

Ganz besonders schwierig ist die Neubewertung von alten
Forderungen und Schulden , wenn sich Schuldner oder Gläubigerim feindlichen Ausland befinden, oder wenn , was häufig imElsaß der Fall sein dürfte , der derzeitige Aufenthalt des Schuld¬ners oder Gläubigers nicht bekannt ist . Dieselben Schwierig¬keiten treten auch bei der Bewertung der zahlreichen Filial -betriebe in Frankreich auf , die elsässische Unternehmer unter¬halten . In vielen Fällen sind die früheren Bewertungsunterlageninfolge der Evakuierung überhaupt nicht mehr vorhanden .Wenn für die Aufstellung der Beichsmarkeröffnungsbilanzund die mit ihr bei den Kapitalgesellschaften verbundene Um¬

stellung zeitlich keinerlei Frist gesetzt wurde , so geschah dieshauptsächlich deshalb , weil infolge der Ungewißheit in der Be¬wertung der Ausländsvermögensgegenstände den Kapitalgesell¬schaften nicht zugemutet werden konnte , die Umstellung zueinem gewissen Zeitpunkt durchzuführen .Die Gauwirtschaftskammer Oberrhein hat deshalb , gestütztauf die Berichtigungsmöglichkeiten der Bewertung des Aus¬
landsvermögens ohne steuerliche Auswirkung , die den Unter¬nehmern in der Steuereröffnungsbilanz durch Verordnung vom4 . 2 . 1942 (VOB1 . S . 07 ) gegeben wurden , die Frage aufgerollt,,ob diese Berichtigungsmöglichkeiten nicht auch auf die handels¬rechtliche Eröffnungsbilanz ausgedehnt werden können , da be¬kanntlich durch die Verordnung vom 4 . 2 . 1942 die Wert -
herichtigungsmöglichkeiten mit der Erstellung der Reichsmark -
eröffnungsbilanz , d . h . der Steuereröffnungsbilanz II erlöschen

; (siehe Abhandlung über Steuereröffnungsbilanzen unter dem
Gesichtspunkt , des Bilanzzusammenhanges O .W .B1 . Nr . 17/18: Seite 228 ) .

Die Ausdehnung der Berichtigungsmöglichkeiten der Werte ,die sich im Ausland befinden, auf die Reichsmarkeröffnungs -
| bilanz erschien um so erforderlicher , als von vielen Seiten der
i. Wirtschaft diese Frage als einzig noch bestehendes Hindernis1 für die Durchführung der Umstellung angesprochen wurde .In diesem Zusammenhang sei erwähnt , daß aus der elsässi->■ sehen Wirtschaft der Wupsch geäußert wurde , bis zur Klärung/ der Ertrags - und Wertverhiiltnisse einerseits die Umstellung der
\ elsässischen Kapitalgesellschaften weiterhin hinauszuschiel >en .: anderseits in den handelsrechtlichen Bilanzen — ohne damiteine Kapitalumstellung zu verbinden — bei den alten franzö¬sischen Werten einmalig eine vorläufige Neubewertung vorzu -■ nehmen .

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß — Finanz - und Wirt -
; Nchaftsabteilung — lehnt dieses Verfahren ab mit der Begrün -
t düng , daß dadurch eine Umstellung überhaupt unterbleibenF w’iirde . während im Interesse sowohl der Gläubiger wie auch der
f Aktionäre die baldige Durchführung der Umstellung erstrebt
| Werden muß , wobei der Erlaß über Berichtigung der Auslands -
F Werte in der Reichsmarkeröffnungsbilanz ohne steuerliche Aus -[ Wirkungeneinen wesentlichen Ansporn zur Umstellung bedeutet .
| Diejenigen Kapitalgesellschaften , die bereits zur Neulrewev -I tung des Anlagevermögens und des Umlaufvermögens über -
I gegangen sind , ohne ihr Kapital umzustellen , indem sie zumE Ausgleich auf der Passivseite ein „Kapitalausgleichskonto " er-S richtet hatten , wurden aufgefordert , unverzüglich die Um -f Stellung vorzunehmen .

Eine spätere , mit der Berichtigung der Bewertung des Aus¬
landsvermögens durchzuführende Berichtigung des Gesell¬
schaftskapitals ist jedoch nicht mehr möglich , da sonst dieGefahr bestünde , daß diese Wirtsqhaftsgüter mit reinen Mark-
posten in die Reichsmarkeröffnungsbilanz eingestellt würdenund so der Spekulation Tür und Tor geöffnet wären .Der Erlaß des Chefs der Zivilverwaltung vom 15 . 12 . 1943umfaßt sowohl Forderungen und Schulden gegen feindlicheAusländer oder gegen Personen , deren Wohnsitz oder Aufent¬halt unbestimmt ist , die vor dem 19 . Juni 1940 entstandensind , als auch Wertpapiere , Beteiligungen und andere im feind¬lichen Ausland befindliche Wirtschaftsgüter , die am 19 . Juni

, 1940 zum Betriebsvermögen des Unternehmens gehört haben ,oder Wirtschaftsgüter , di^-an die Stelle der bezeichneten Wirt¬
schaftsgüter getreten sind .

Die in der Verordnung vom 4 . 2 . 1942 vorgesehenen steuer¬lichen Begünstigungen werden mit gewissen Einschränkungenauch für die Zeit nach der Aufstellung der Reichsmarkeröff -
nungsbilanz auf Grund des Erlasses vom 15 . 12 . 1943 Geltungbehalten , wenn ein Gewinn oder ein Verlust hinsichtlich deroben angeführten Wirtschaftsgüter verwirklicht wird .

1 . Es ist demnach steuerlich nicht , zu beanstanden , wenn diebezeichneten Wirtschaftsgüter in der Reichsmarkeröffnungs¬bilanz nach den Grundsätzen des Erlasses des Reichsministersder Finanzen vom 15 . April 1940 (RStBl . S . 441 ) und des Er¬lasses des Reiohsministers der Finanzen vom 24 . Oktober 1942
(RStBl . S . 88fi) bewertet würden sind .

Der Erlaß vom 15 . April 1940 bestimmt , daß Forderungengegen Feinde im Ausland mit 80 v . H . des Nennwertesbewertet , werden können . Dieser Abschlag dient zur Deckungdes politischen Risikos (Beschlagnahme ) . Besteht außer dem
politischen Risiko noch ein besonderes Kreditrisiko (Zahlungs¬unfähigkeit des Schuldners ) , so steht es dem Steiierpflichtigenfrei , eine niedrigere Bewertung vorzunehmen . Enthält der in
Rechnung gestellte Preis die dem Zahlungsziel entsprechendenZinsen , so kann für Zinsverluste ein Abschlag vom Nennwert
vorgenommen werden . Diese Art von Bewertung kann nicht für
diejenigen Teile von Forderungen angewandt werden , die ge¬sichert sind , sei es durch Kreditversicherung oder durch Sicher¬
stellungen im Inland oder neutralen Ausland , oder wenn die
Möglichkeit einer Aufrechnung gegeben ist .Für die Bewertung von Forderungen gegen Schuldner imneutralen Ausland sieht der Erlaß vom 15 . 4 . 1940 keineeinheitliche Behandlung vor . Der niedrigere Wert , der Forde¬
rungen , der sich durch die verzögerte Zahlungsmöglichkeitergibt , kann durch einen entsprechenden Abschlag berück¬
sichtigt werden .

Die Bewertung von Betriebsslätten und körperlichen Wirt¬
schaftsgütern im feindlichen Ausland ist nach den allgemeinen( Irundsät zen vorzunehmen . Es ist insbesondere dann ein höherer
Abschlag vorzunehmen , wenn hei Beschlagnahme des Wirt¬
schaftsguts eine nicht pflegliche Behandlung zu befürchten ist .Beteiligungen an Unternehmen im feindlichen Auslaud sindwie Forderungen zu bewerten . Eine niedrigere Bewertung istdann zulässig , wem» die Beteiligung des deutschen Reielisange-
hörigen mehr als 50 v . Fl . beträgt .

Der Erlaß des Reichsfinanzministers vom 24 . 10 . 42 dehntdie Restinmumgen über die Bewertung der Forderungen gegenFeinde im Ausland für das Wirtschaftsjahr 1942 auf Folge¬
rungen gegen Schuldner in feindlichen überseeischen Län¬dern und auf diejenigen überseeischen Länder aus . die die
Beziehungen zu Deutschland abgebrochen halien .Die durch Erlaß vom 15 . 4 . 1940 dem Steuerpfiiehtigen ge¬gebene Möglichkeit , über den Absclüag für politisches Risikovon 20 v . TI . hinaus einen weiteren Abschlag für Kreditrisikozu bewilligen, wird d»»rcli den Erlaß vom 24 . Oktober 1942
dahingehend eingeschränkt , als im Einzelfall eine Verschlech¬
terung der wirtschaftlichen Lage »lachgewiesen w:erden muß.Ein solcher Nachweis ist zur Zeit möglich , weil über Schuldnerim europäischen feindlichen Ausland in der Regel Auskünfte
zu erhalten sind .
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Beispiel :
Ein elsässischer Unternehmer hat eine Forderung an

einen Franzosen von ursprünglich 100000 franz . Franken .
Sie wird mit 5000 RM . abzüglich 20 v . H . allgemeines
Risiko — 4000 EM . in die Reichsmarkeröffnungsbilanz ein¬
gestellt . Es steht dem Unternehmer frei , die Forderung
noch niedriger zu bewerten , wenn er eine Verschlechterung
der wirtschaftlichen Lage des Schuldners nachweisen kann .

2 . Die Wertansätze der bezeichneten Wirtschaftsgüter können ,
wenn sie in der Reichsmarkeröffnungsbilanz nicht richtig einge¬
setzt worden sind , ohne Auswirkung auf die Steuern vom Ein¬
kommen lind vom Ertrag berichtigt werden , sobald der wirk¬
liche Wert der Wirtschaftsgüter feststeht . Die Wirtschaftsgüter
sind dann in der Anfangsbilanz des Wirtschaftsjahres , in dem
ihr wirklicher Wert feststeht , mit den gleichen Beträgen anzu¬
setzen , mit denen sie in der Schlußbilanz für dieses Wirtschafts¬
jahr ausgewiesen werden .

Die Berichtigung der Wertansätze ohne steuerliche Aus¬
wirkung ist pur zulässig , wenn alle bezeichneten Wirtschafts¬
güter in der Reichsmarkeröft ’nungsbilanz besonders ausgewiesen
werden und wenn bei allen diesen Wertansätzen gleichmäßig
verfahren wird .

Wird ohne vorherige Berichtigung dadurch ein Gewinn oder
ein Verlust verwirklicht , daß die bezeichneten Wirtschaftsgüter
in der Reichsmarkeröffnungsbilanz nicht richtig bewertet
worden sind , so bleibt der Gewinn oder der Verlust für die
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag außer Betracht .

Beispiel A :
Ein Steuerpflichtiger bewertet in der Reichsmark -

eröffnungsbilanz eine Auslandsforderung mit 3000 RM.
So bewertet er sie auch in den Bilanzen der folgenden
Jahre . Im Jahre 1946 stellt der Steuerpflichtige auf Grund
einer zwischenstaatlichen Regelung fest , daß die Forderung
5000 RM. wert ist .

Der Wertansatz kann in der Weise berichtigt werden ,
daß die Forderung am 1 . Januar 1946 mit 5000 RM . und
zum 81 . Dezember 1946 mit 5000 RM. zu aktivieren ist ,
d . h . der Steuerpflichtige braucht den Buohgewinn von
2000 RM . nicht zu versteuern .

Die von den 3000 RM. bisher erhobene Vermögensteuer
und Gewerbesteuer bleibt unberührt , d . h . es wird für
2000 RM . keine dieser Steuern nacherhoben .
Beispiel B :

Ein Steuerpflichtiger bewertet seine Beteiligung an
einem französischen Unternehmen in der Reichsmark -
eröffnungsbilanz mit 15000 RM . So bewertet er sie auch
in den Bilanzen der folgenden Jahre . Im Jahre 1946 erhält
er für die Beteiligung 10000 RM. ausgezahlt . Die Vermin¬
derung des Betriebsvermögens um 5000 RM. bleibt bei
der Besteuerung des Gewinns und des Ertrags außer Be¬
tracht . Die von den 15000 RM. bisher erhobene Vermögen¬
steuer und Gewerbekapitalsteuer bleibt unberührt .

3 . Voraussetzung für das Besteuerungsverfahren nach . Ziffer 2
ist im Falle einer Wertberichtigung durch den Steuerpflichtigen
die entsprechende Wertberichtigung in der Handelsbilanz . Dabei
ist im Falle einer Vermögenserhöhung der Mehrbetrag bei Ak¬
tiengesellschaften und bei Kommanditgesellschaften auf Aktien
der gesetzlichen Rücklage , bei Gesellschaften mit beschränkter
Haftung der besonderen Rücklage zuzuweisen.

4 . Absetzungen für Abnutzung auf obnutzbare Wirtschaffs -
güter sind vor der Berichtigung oder vor der Verwirklichung
in der üblichen Höhe zulässig . Stellt sich aber auf Grund der
wirklichen Werte heraus , daß zuviel oder zuwenig abgesetzt
worden ist , so ist in Fällen , in denen es sich um wesentliche
Werte handelt , der Unterschied im Jahre der Berichtigung oder
der Verwirklichung im Wege der Pauschalierung auszugleieben .

Beispiel :
Ein Steuerpflichtiger bewertet seine in Frankreich

lagernden Maschinen in der Reiehsmarkeföffnungsbilanz
1943 mit 50000 RM . Er setzt jährlich 10 v . H . - 5000 RM .
für Abnutzung ab .

Im Jahre 1946 stellt sich auf Grund zwischenstaatlicher
Regelung heraus , daß die Maschinen nur noch mit 10000
Reichsmark zu bewerten sind .

Nach diesem Erlaß sind die Maschinen zum 1 . 1 . 1946
mit 10000 RM . und zum 31 . 12 . 1946 mit 10000 RM . an¬
zusetzen . Daraus ergibt sich, daß für Abnutzung zuviel
abgesetzt worden ist ; statt 15000 RM . durften in den drei

Jahren nur etwa 3000 RM. abgesetzt werden . Der Unter¬
schied von 12000 RM. ist im Wege der Pauschalierung
dem Gewinn für 1946 zuzusetzen und uachzuversteuern .

Zu dem unter Ziffer 4 aufgeführten Beispiel hat die Gauwirt¬
schaftskammer Oberrhein in einer Kingalte an den Chef der
Zivilverwaltung Finanz - und Wirtschaftsabteilung ange¬
regt , daß für die Ermittlung des Ausgangswertes zum gleichen
Zeitpunkt wie die Reichsmarkeröffnungsbilanz ( 1 . 1 . 1943 ) die
Absetzungen für Abnutzung für die Zeit vom 1 . 1 . 43 bis
31 . 12 . 45 dem zu diesem Zeitpunkt neufestgesetzten Wert
hinzuzurechnen sind . Die Berechnung würde durch folgende
Formel geschehen :

v
E x 100

100 (Bx J ) .
wobei

A den Ansgangswert (Wert am Tage der Erstellung der
Reichsmarkeröffnungsbilanz , abgeleitet , von dem nach¬
träglich — 1946 — bekanntgewordenen Wert ) darstellt ;

E den Wert des \ 7ermögensgegenstandes am Tage der
Wertberichtigung ;

B die Abschreibungsquote ;
J die Zahl der Jahre zwischen dem Zeitpunkt der Reichs-

markeröffnungsbilanz und der Feststellung des richtigen
Wertes .

Auf das Beispiel zu Ziffer 4 übertragen :
A = lOOOOxHOO , = 14285,71, Wert am 1 . 1 . 48 .

100 (10x3 )
Die , Abschreibungen während den drei Jahren (vom 1 . 1 . 43

bis 31 . 12 . 45 ) würden demnach 10 v . H . von 14285,71 =
1428,57x3 = 4285,71 Und nicht 3000 RM . betragen , während
die Berichtigung der Abschreibung

15000 — 4285 = RM . 10715 .—
beträgt und nicht RM. 12000 .—, wie im Beispiel angeführt .

Da die zuviel oder zuwenig abgesetzten Beträge im Wege
der Pauschalierung , d . h . der Schätzung auszugleichen sind,
wobei die Pauschalierung nach der Verordnung zur Verein¬
fachung des " Verfahrens bei Steuernachforderungen vom
28 . 7 . 1941 , deren Einführung im Elsaß beabsichtigt ist , vor¬
zunehmen ist , vertritt der Chef der ZivilVerwaltung die Auf¬
fassung , daß die von der Gauwirtschaftskammer Oberrhein
vorgeschlagene Formel nicht allgemein anzuwenden sei , sondern
in Einzelfällen der Pauschalierung zugrundegelegt werden kann .

5 . Abschreibungen (Herabgehen auf den Teilwert von den be¬
zeichneten Wirtschaftsgütern ) , die vor der Berichtigung oder
vor der Verwirklichung (Ziffer 2 ) erfolgt sind , sind mit steuer¬
licher Wirkung rückgängig zu machen .

Beispiel :
Ein Steuerpflichtiger bewertet seine Beteiligung an

einem französischen Unternehmen in der Reichsmark -
eröffnungsbilanz mit 10000 RM. Zum 31 . 12 . 43 hat er
diese Beteiligung um 8000 RM . auf 2000 RM. abge¬
schrieben .

Im Jahre 1946 wird der wirkliche Wert der Beteiligung
auf 5000 RM. festgestellt . Dann ist die Beteiligung am
1 . 1 . 1946 mit 5000 RM. und zum 31 . 12 . 1946 mit 5000 RM .
zu aktivieren . Die Abschreibmig um 8000 RM. ist rück¬
gängig zu machen , d . h . der Gewinn 1948 ist nachträglich
um 8000 RM . zu erhöhen .

V er scitiedenes .
Mlsässischer Gesetzes -Kalender.

Das Verordnungsblatt des Chefs der Zivilverwalt ung
im Elsaß Nr . 1 enthält u . a . folgende Verordnungen :
VO zur vorläufigen Regelung der Verwaltungs -Zwangsvoll¬

streckung im Elsaß vom 18 . 12 . 43.
VO über die Regelung der Dienstverhältnisse der Gefolgschafts¬

mitglieder in Staats - und gemeindlichen Forstvörwalt,ungen
im Elsaß vom 20 . 12 . 43.

2 . VO über die Regelung der Arbeitsverhältnisse der Gefolgt
Schaftsmitglieder in Privatforsten im Elsaß vom 20 . 12 . 48 .

VO vom 29 . 12 . 43 zur Ergänzung der VO über das Verbot der
Ausfuhr von Waren aus dem Elsaß vom 15 . 8 . 41 .

AO über die Wareneinfuhr aus Frankreich nach dem Elsaßjuiid
die Erhebung Von Abgaben bei dieser Wnreneinfuhr vom
5 . 1 . 44.

VO über die Einrichtung und FührungNon Baulastenbüchcm
vom 12 . 12 . 43 .
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